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Kein wirtschaftspolitischer 
Blindfl ug in der Krise
KRITIK AN EXPORTEN In den vergangenen Wochen wurde von verschiedenen 
Seiten der Vorwurf geäußert, dass sich einige EU-Staaten wie insbesondere 
Deutschland, Österreich, Holland, Finnland und Luxemburg zu sehr auf den 
Export konzentriert hätten. BUSINESSEUROPE wird gegenüber der EU-Initia-
tive den „Exportkontinent Europa“ in den Mittelpunkt rücken.
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Dies hätte jetzt in der Krise auf-
grund des Wegbrechens der 

globalen Exportmärkte zu einer tie-
feren Rezession in Europa geführt, 
als dies bei robusterem Inlandskon-
sum der Fall gewesen wäre. Dieses 
von Kritikern als „ökonomisches 
Ungleichgewicht“ bezeichnete Phä-
nomen, nämlich dass einige Länder 
mit besonders wettbewerbsfähigen 
und innovativen Industrieunter-
nehmen sich überdurchschnittlich 
gut auf den Weltmärkten behaup-
ten können und zu Exportnationen 
wurden, während andere Länder 
mehr auf die Stärkung des Inlands-
konsums durch leicht verfügbare 

und exportierende Unternehmen. 
Beyrer verwies hierbei auf eine ak-
tuelle österreichische Studie, „Cha-
racteristics of Exporting and Non-
Exporting Firms in Austria“ des 
wiiw (Basis: 6.326 Unternehmen), 
der zufolge exportierende Unter-
nehmen aus Österreich eine um 
66 % höhere Arbeitsproduktivität, 
um 23 % höhere Löhne und eine 
sogar um 72 % höhere Investitions-
intensität als nicht-exportierende 
Unternehmen aufweisen.

Europa als Exportkontinent Im Kreis 
der Industrie- und Arbeitgeberver-
bände wurde die IV-Argumentati-
on vollinhaltlich unterstützt, BUSI-
NESSEUROPE wird gegenüber al-
len EU-Institutionen Europa als Ex-
portkontinent verteidigen, Europas 
Wohlstand hängt am Export, die 
Wettbewerbsfähigkeit der export-
orientierten Industrie muss daher 
gestärkt werden
Auch die spanische Präsident-
schaft wird mit diesem Bewusst-
sein nächs tes Jahr den Vorsitz füh-
ren, zeigte sich Beyrer nach seinen 
Gesprächen in Madrid zuversicht-
lich.

Europa muss auch in Zukunft ein Exportkontinent sein. 
Wer sich von dieser Überzeugung abkehrt, bremst 
Innovation und Wachstum.

Kredite und eine geringe Scheu vor 
Verschuldung gesetzt haben, wurde 
jüngst beim G20-Gipfel auch von 
US-Präsident Barack Obama mit 
Blick auf Deutschland moniert. 
IV-Generalsekretär Markus Beyrer 
unterstrich sowohl beim Execu tive 
Committee BUSINESSEUROPE in 
Brüssel als auch bei Gesprächen 
in Madrid mit der zukünftigen 
spanischen EU-Präsidentschaft, 
dass diese nicht nur von der Ar-
beiterkammer in Österreich, son-
dern jüngst auch vom spanischen 
EU-Kommissar für Wirtschaft und 
Währung, Joaquín Almunia, geäu-
ßerte Kritik an der Export-Orien-
tierung vieler Mitgliedstaaten in 
die Sackgasse führt. Diese Argu-
mentation ist inhaltlich falsch und 
rüttelt an den Grundfesten des eu-
ropäischen Modells der Generie-
rung von Wachstum und Wohl-
stand durch wettbewerbsfähige 
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Wer eine Abkehr von einer auf Ex-
porte orientierten Wirtschaftsstruk-
tur fordert und stattdessen auf hö-
here Lohnstückkosten setzt, um die 
Inlandsnachfrage zu stimulieren,  
bremst Innovation und Wachs-
tum und erweist auch den Arbeit-
nehmern einen Bärendienst.

Die IV hat in einem Export-Argu-
mentarium die Schlüsselthesen zu-
sammengefasst:

  Exporte sind die Stütze des Wachs-
tums. Das war vor der Krise so und 
wird auch nach der Krise so sein. 
Die österreichische Industrie hat 
eine Exportintensität von 56 %. 
Diese ist Ausdruck einer inno-
vativen Produktpalette und des 
Strebens nach Wettbewerbsfähig-
keit, welches die globalen Nach-
fragepotenziale weltweit richtig 
erkennt und bedient.

  Exporte gegen die Kaufkraft auszu-
spielen wäre fatal. Exporte haben 
die Kaufkraft in den exportorien-
tierten MS nicht gesenkt, sondern 
erhöht. Das IHS hat für Österreich 
berechnet, dass in jenen Sektoren, 
die dem internationalen Wettbe-
werb am meisten ausgesetzt wa-
ren, die Preise am stärksten ge-
sunken sind, während sich aus 
Konsumentensicht jene Produkte 
und Leistungen preislich am re-
lativ ungünstigsten entwickelten, 
die nicht im Wettbewerb stan-
den, also z. B. öffentliche Dienst-
leistungen. Beispiel: 1997–2007 
hatten die Preise bei elektrischen 
Geräten eine Abweichung zum 
HVPI von 8 % nach unten, die öf-
fentlichen Gebühren hingegen um 
3 % nach oben. 

  Exporte senken nicht die Löhne, son-
dern steigern sie. Die Löhne wach-
sen in Sektoren mit handelbaren 
Gütern stärker als in Sektoren, 
die sich nicht am inter nationalen 

wird. Sogar der Exportweltmeis-
ter Deutschland hatte infolge 
des Absorptionsschocks nach 
der Wiedervereinigung in den 
90er-Jahren ein Leistungsbilanz-
defi zit. Dies war durch die Ein-
heit, genauer durch den nachho-
lenden Konsum in Ostdeutsch-
land bedingt, der weitgehend 
durch Staatsverschuldung fi nan-
ziert wurde. 

  „Konsum statt Exporte“ ist eine rich-
tige Beobachtung mit fal scher 
Schlussfolgerung: Ein Mehr an 
Konsum würde auch die IV be-
grüßen, stärkt dies doch die Ge-
samtnachfrage nach den Pro-
dukten der österreichischen In-
dustrie. Diesen Mehrkonsum 
durch höhere Arbeitskosten zu 
erkaufen, bedeutet aber ein Ne-
gativsummenspiel; hier ist die 
richtige Maßnahme, die Arbeits-
zusatzkosten zu senken, „mehr 
Netto vom Brutto“, wie dies z. B. 
die schwarz-gelbe Bundesregie-
rung in Deutschland anstrebt. <

Berthold Berger-Henoch; 
Christian Helmenstein

Exportorientierte Unternehmen leisten mehr
Sie sind produktiver, investieren mehr und zahlen höhere Löhne.
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Handel beteiligen. Die EU-Kom-
mission selbst hat festgestellt, dass 
diese Diskrepanz in Österreich
am deutlichsten von allen Euro-
Mitgliedsländern ausgeprägt ist. 
Hier sind in den vergangenen 
zehn Jahren die Löhne in Unter-
nehmen, die handelbare Güter 
vertreiben, um bis zu 8 % stärker 
gestiegen als in Unternehmen mit 
geringerem Wettbewerbsdruck.

  Economic Policy Mix Ursache von 
Leistungsbilanzungleichgewich-
ten ist nicht die zu geringe Bin-
nennachfrage in den Überschuss-
ländern, sondern die zu hohe Ab-
sorption in den Defizitländern. 
Die höhere Produktivität der 
Überschussländer, gepaart mit de-
ren Fähigkeit, die notwendigen 
Investitionen aus eigenen Mitteln 
(hohe Sparquote) zu fi nanzieren, 
ist Ausdruck eines gesamtwirt-
schaftlich nachhaltigen Economic 
Policy Mix. 

  Leistungsbilanz Ein Leistungsbi-
lanzdefi zit entsteht genau dann, 
wenn der Inlandskonsum auf 
Pump (vom Ausland) fi nanziert 
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IN KÜRZE  
Das Budget muss dringend konsolidiert werden. Dazu ist es wichtig, 

den Sparstift in verschiedenen Bereichen anzusetzen. Von der 

Verwaltung über die Schule bis hin zum Bereich der Pensionen 

sind mit zielgerichteten Reformen mehr Effi zienz und enorme 

Kostenreduktionen zu erzielen.

sind mit zielgerichteten Reformen mehr Effi zienz und enorme 

Budgetkonsolidierung

12 November 2009 | iv-positionen



iv-positionen | Oktober 2009 13

>

D
ie Zahlen sind dramatisch: 
Die öffentliche Verschul-
dung wird im Jahr 2013 
fast 83 % des BIP betragen. 

Für die Bedienung der Staatsschul-
den ist ein Zinsendienst von bis zu 
11 Mrd. € ab 2013 realistisch. Dies 
würde, gemessen an den Staatsein-
nahmen, einen Zinsendienst von 
17 % bedeuten. Vor diesem Hin-
tergrund ist klar: Eine Rückführung 
der Gesamtverschuldung und Kon-
solidierung des öffentlichen Haus-
halts ist unabdingbar – und sie wird 
nicht von heute auf morgen mög-
lich sein, sondern einen längeren 
Zeitraum benötigen. Nach IV-Schät-
zungen ist ein strukturelles Konso-
lidierungsvolumen von jährlich ca. 
3–4 % des BIP auf mindestens zehn 
Jahre erforderlich, um bis 
2025 die Maastricht-
Verschuldungsgren-
ze von 60 % des BIP 
zu erreichen. 

IV-Präsident Veit Sorger erteilt 
vor diesem Hintergrund allen, die 
den Schuldenberg verharmlosen 
wollen, eine klare Absage: „Die 
Schuldenrückführung ist eine 
conditio sine qua non. Andern-
falls verliert der Staat seine Hand-

lungsfähigkeit zur Zukunftsgestal-
tung und Reaktion auf zukünf-
tige Konjunkturrückgänge. Genau 
das sind wir zukünftigen Genera-
tionen aber schuldig.“ Die IV hat 
in Wahrnehmung ihrer standort-
politischen Verantwortung eine 
Strategie für Österreichs Weg aus 
der Schuldenfalle entwickelt. Die 
gute Nachricht: Die Budgetkonso-
lidierung ist durch überlegte und 
zeitsensible Ausgabenreduktionen 
und durch Wachstum möglich. 
Dafür muss zuerst die notwendige 
Awareness hergestellt werden. 
Denn während die Finanz- und 
Konjunkturkrise einerseits noch 
lange nicht überwunden ist, glau-
ben die Mehrheit der Bevölkerung 
und viele Entscheidungsträger, 
dass die Krise vorbei ist. Der „Lei-
densdruck“ für eine Budgetkonso-
lidierung ist deutlich geringer, als 

ihn objektive Daten 
anzeigen.

Mut ist gefordert Von der Politik 
ist daher vor allem der Mut gefor-
dert, die Bevölkerung ohne wahl-
politische Rücksichtnahme auf zu-
künftige Konsolidierungsschritte 
vorzubereiten, erklärt IV-General-
sekretär Markus Beyrer. Gleichzei-

„Die Schuldenrückführung ist eine conditio sine qua non. 
Andernfalls verliert der Staat seine Handlungsfähigkeit.“  
IV-Präsident Veit Sorger

BUDGET An der Rückführung der zukunftsgefährdenden Staatsverschuldung führt kein 
Weg vorbei. Die Industriellenvereinigung hat für Österreich eine Konsolidierungsstrategie 
entwickelt, die kluge Ausgabenreduktionen und wirksame  Wachstumspolitik verbindet.  
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Jahre erforderlich, um bis 
2025 die Maastricht-
Verschuldungsgren-
ze von 60 % des BIP 

ben die Mehrheit der Bevölkerung 
und viele Entscheidungsträger, 
dass die Krise vorbei ist. Der „Lei-
densdruck“ für eine Budgetkonso-
lidierung ist deutlich geringer, als 

anzeigen.

„Die Schuldenrückführung ist eine conditio sine qua non. 
Andernfalls verliert der Staat seine Handlungsfähigkeit.

AUSGABEN 
REDUZIEREN

tig müssen wirksame Exit-Strate-
gien zum Ausstieg und zur Zurück-
führung der Verschuldung fi xiert 
werden. Wie sich Österreich 
aus der fatalen Schuldenfal-
le befreien kann, dafür gibt es 
aus Sicht der IV nur einen Weg: 
Die Konsolidierung muss ausgaben-
seitig und über Wachstumsfakto-
ren erfolgen, so Beyrer, denn: „Ein-
nahmenseitige Maßnahmen, d. h. 
Steuererhöhungen, haben in einem 
Hochsteuerland wie Österreich fa-
tale Wirkungen auf das Wachstum 
und die Wettbewerbsfähigkeit des 
Landes.“
Die Krise erfordert eine umfas-
sende Gesamtreform des Staates, 
die die Wettbewerbsfähigkeit Öster-
reichs und seine Zukunftschancen 
nachhaltig stärkt und so den Wohl-
stand sichert. Die IV-Budgetkonso-
lidierungsstrategie umfasst nach-
haltige Ausgabeneinsparungen, um 
Effi zienzpotenziale zu heben und 

Politische Instrumente 
zur Konsolidierung

Wachstumsfaktoren % 
Beschäftigungspotenziale: F&E, ...

Strukturreform des Staates

Ausgabeneinsparungen

wachstumsdämpfend wachstumsstärkend

Steuererhöhungen
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Durchschnittliches, tatsächliches und gesetzliches Pensionsantrittsalter (Männer 2002–2007)
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Budgetkonsolidierung

so Ressourcen für produktivere 
In vestitionen freizu setzen. Die 
Schwerpunkte auf einen Blick:

Pensionen: Hier schlägt die In-
dustrie drei Kernmaßnahmen vor. 
Erstens soll das faktische an das 
gesetzliche Pensionsantrittsalter 
herangeführt werden. Im Zeit-
raum 2002 bis 2007 lag der OECD-
Schnitt bei Männern bei 63,5 Jah-
ren, bei Frauen bei 62,3 Jahren. Ös-
terreich lag mit 58,9 bzw. 57,9 Jah-
ren in diesem Zeitraum weit da-
runter. Alleine eine Erhöhung des 
tatsächlichen Antrittsalters um ein 
Jahr würde bereits Einsparungen 

von jährlich 1,2 Mrd. € be-
wirken. Zweitens soll die 

„Hacklerregelung“ auslaufen. 
Die gänzliche Zurücknahme 

der Verlängerung von 2010 bis 
2013 würde die dafür aufzubrin-

genden 2 Mrd. € einsparen, das 
Volumen im Jahr 2013 beträgt 560 
Mio. €. Drittens fordert die IV den 
Vollzug der Harmonisierung der 
Pensionssysteme von Bund, Län-
dern und Gemeinden.

Gesundheit: Im Gesundheits-
bereich warten erhebliche Ein-
sparpotenziale darauf, gehoben zu 
werden. Im Mittelpunkt müssen 
dabei insbesondere die Themen 
„ambulant vor stationär“, Pflege-
einrichtung statt Spital, Vermeiden 
von Doppelleistungen sowie Effi zi-
enzsteigerung im Krankenhaus ste-
hen. Die IV-Rechnung überzeugt: 
Legt man zumindest 10 % an Effi zi-
enzsteigerungen zusätzlich zu den 
weiteren Maßnahmen zugrunde, 
könnte bei gleich bleibender Qua-
lität eine weitere Einsparung von 
knapp 1 Mrd. € erzielt werden.

Verwaltungsreform: Fundamental für 
die Reform ist eine Beendigung der 
Zersplitterung der Kompetenzver-
teilung und Zusammenlegung von 
Behördeneinheiten auf Bezirks- 
und Gemeindeebene. Ebenso muss 
eine Gesamtreform eine effi ziente 
und sachgerechte Aufgabenvertei-
lung zwischen den Gebietskörper-
schaften in Gesetzgebung und Voll-
ziehung bringen. Unter der An-
nahme, dass 5 % des Personalauf-
wandes des Gesamtstaates (ohne 
Lehrer) und 5 % des laufenden 
Verwaltungssachaufwandes des 
Bundes Einsparungsreserven dar-
stellen, ist ein  Einsparungsvolu-
men von rund 1,1 Mrd. € zu erzie-
len. Dazu kommen Effi zienzreser-
ven (IV-Annahme: 5 %) von rund 

IV COVERSTORY

Im Gesundheits-
bereich warten erhebliche Ein-

> 500 Mio. €, die durch Syner-
gieeffekte, etwa durch Zusam-

menlegung kleiner Gemeindestruk-
turen zu größeren Verwaltungsein-
heiten, zu erzielen seien. Durch 
eine Reform der Beamtenver gü-
tungen mittels eines optimierten 
Arbeitszeitmanagements wären
weitere Einsparungen von rund 
500 Mio. € zu erwarten. Wichtig 
ist der IV freilich, dass die Verwal-
tungsreform nicht als Selbstzweck 
verstanden wird. IV-Ausschussvor-
sitzender Stephan Koren, der die 
Exit-Strategie aus der Schuldenfal-
le mitentwickelt hat: „Es geht um 
den Umbau der ‚Hoheitsverwal-
tung‘ in Richtung eines modernen, 
leistungsfähigen Dienstleistungs-
staats. Effi zienz und Kundenorien-
tierung müssen tragende Grund-
prinzipien für einen modernen Ver-
waltungsapparat sein.“ 

Schulverwaltung: Ein Sonderfall 
ist die Schulverwaltung. Dort ha-
ben die IV-Experten ein Einspa-
rungspotenzial von rd. 1 Mrd. € 
bei Gesamtkosten von insgesamt 
9,5 Mrd. € ermittelt. In einem ers-
ten Schritt soll der Rechnungshof 
beauftragt werden, eine (Zahlen-)
Basis für die notwendigen Verwal-
tungsmaßnahmen zu erstellen – 
die se fehlt bislang. Zweitens fordert 
die IV eine optimale Gestaltung der 
Klassenschülerzahl und optimale 

Jahr würde bereits Einsparungen 
von jährlich 1,2 Mrd. € be-
wirken. Zweitens soll die 

„Hacklerregelung“ auslaufen. 
Die gänzliche Zurücknahme 

der Verlängerung von 2010 bis 
2013 würde die dafür aufzubrin-

genden 2 Mrd. € einsparen, das 
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AUS FÜR HACKLERREGELUNG

„Brauchen verfassungsrechtliche 
Absicherung von Haushaltszielen 
in Österreich.“ GD-Stv. Dr. Stephan Koren, 
Vorsitzender des IV-Ausschusses Steuerpolitik 
und Kapitalmarktfragen
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Außer Frage steht jetzt, dass 

jeglicher politischer Populismus – 

der Österreich in die Schuldenfalle 

gebracht hat – fehl am Platz ist. 

IV-Präsident Veit Sorger: 

„Alle politischen Kräfte müssen 

jetzt zeigen, dass ihnen die 

Zukunft und der langfristige 

Wohlstand des Landes wichtiger 

sind als der kurz fristige populis-

tische Parteienerfolg.“

FAZIT

Effi zienz des Supplierens. Drittens 
soll die Erhöhung der Schulautono-
mie die Personal- und Ressourcen-
verantwortung bei der Schulleitung 
konzentrieren. Viertens sind die 
Bezirksschulräte abzuschaffen und 
die Landesschulräte durch School-
boards auf regionaler Ebene zu er-
setzen. Fünftens plädiert die IV für 
ein einheitliches Lehrerdienstrecht 
und die Übertragung der Landes-
lehrer-Kompetenzen an den Bund. 
Es soll ein einheitliches, zeitge-
mäßes und leistungsorientiertes 
Dienst- und Besoldungsrecht für 
alle Lehrer geben. Und sechstens 
ist eine Zusammenführung der 
Lehreraus- und -Weiterbildung an 
Pädagogischen Hochschulen und 
Universitäten notwendig. 

Wachstumspolitik: Neben der Re-
alisierung der großen Einsparungs-
brocken braucht der Weg aus der 
Schuldenfalle aber natürlich auch 
eine kluge Wachstumspolitik. Dies 
erfordert vor allem Investitionen in 
die Wissensgesellschaft, um das Re-
gierungsziel einer Forschungsquo-
te von 3 % des BIP bis 2010 bzw. 
4 % bis 2020 zu erreichen. Beyrer: 
„Auch in Zeiten der Krise muss das 
weitere Wachstum der F&E-Ausga-
ben verfolgt werden. Die wich-
tigsten Maßnahmen sind hier 
das angekündi-
gte Forschungs-

fi nanzierungsgesetz und die Erhö-
hung der Forschungsprämie auf 
12 %.“ Weitere Wachstums impulse 
sollen ein Energietechnologiefonds 
mit der Schaffung eines Austrian 
Carbon Trust, eine verstärk te ther-
mische Sanierungsoffensive im Ge-
bäudesektor, die Beseitigung der 
Blockaden gegen Investitionen in 
Infrastruktur – gefordert ist die ra-
sche Umsetzung der UVP-G-Novel-
le 2009 –, eine verbindliche Bun-
desraumordnung für Infrastruktur-
korridore und die Verankerung der 
Versorgungssicherheit als öffent-
liches Interesse und Umsetzung 
des Masterplans Wasserkraft brin-
gen. Aber auch die optimale Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf 
muss Teil einer klugen Wachstums-
politik sein. „Eine wichtige Maß-
nahme ist beispielsweise der Aus-
bau der Kinderbetreuungsplätze für 
Unter-Dreijährige mit derzeit rund 
5.000 pro Jahr. Eine Analyse der 
Wirtschaftsuniversität Wien zeigt, 
dass pro Euro, der von der öffent-
lichen Hand in Kinderbetreuung in-
vestiert wird, über volkswirtschaft-
liche Effekte zwischen 1,3 und 2 € 
zurückfl ießen“, so Beyrer.

Weniger Staat: Dass auch 
in Krisenzeiten die Lösung 
nicht in mehr, sondern in 
weniger Staat liegt, wird 
in der IV-Strategie für 

Schuleffi zienzgrad im internationalen Vergleich

den Ausstieg aus der Schuldenfalle 
ebenfalls deutlich. Die IV fordert den 
Rückzug der öffentlichen Hand auf 
die Sperrminorität in Unternehmen 
(25 % + 1 Aktie), wo diese noch 
größere Anteile besitzt. 

Schuldenbremse im Verfassungs-
rang: Wenn Österreich die Kraft-
anstrengung des Ausgangs aus der 
selbstverschuldeten Schuldenfal-
le konsequent betreibt, dann müs-
sen die Stabilitätsziele des öffent-
lichen Haushalts auch konsequent 
außer Streit stehen. Stephan Koren: 
„Wir plädieren daher – am Beispiel 
Deutschlands, das gemeinsam mit 
den Bundesländern eine ‚Schul-
denbremse‘ im Verfassungsrang ab 
2011 beschlossen hat – nachdrück-
lich für eine verfassungsrechtliche 
Absicherung von Haushaltszielen 
in Österreich.“ <

„Die Politik ist gefordert, die 
Bevölkerung auf zukünftige Kon-
solidierungsschritte vorzubereiten.“ 
IV-Generalsekretär Markus Beyrer

te von 3 % des BIP bis 2010 bzw. 
4 % bis 2020 zu erreichen. Beyrer: 
„Auch in Zeiten der Krise muss das 
weitere Wachstum der F&E-Ausga-
ben verfolgt werden. Die wich-
tigsten Maßnahmen sind hier 

gte Forschungs-
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IV NEWS Passivhaus für Olympia, Soziales, Diskussion

Österreichs Justizanstalten Partner der Industrie!

Soziale Verantwortung übernehmen 
und profi tieren – nehmen Sie mit 
uns Kontakt auf!
Manfred Zöhrer 
mobil: 0676/898 972 815 
E-Mail: manfred.zoehrer@justiz.gv.at

Betriebe in 28 Justizanstalten öster-
reichweit stehen der heimischen 
Industrie zur Nutzung als „ver-
längerte Werkbank“ oder als leis-
tungsfähige Produktionseinheit 
zur Verfügung. 
Arbeit und Beschäftigung sind we-
sentliche Faktoren, damit Men-
schen neue Wege und Perspek-
tiven kennen lernen; ebenso er-
leichtert es die Wiedereingliede-
rung in die Gesellschaft. 
Als „Personaldienstleister“ der be-
sonderen Art verarbeiten wir Ihr 

Material, kleben, falten und kuver-
tieren, restaurieren, trennen und 
sortieren, verpacken, formen, fi na-
lisieren, u. s. w. 

Ihre Vorteile:
  hervorragendes Preis-Leistungs-
verhältnis

  kontinuierliche Fertigung 
  leichte Kalkulierbarkeit ohne Ne-
benkosten

  Spezialist für einfache, manuel-
le Arbeiten

  kurze Transportwege < Fo
to
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Das Passivhaus als olympisches Vorzeigeprojekt

„Mit dem Bau des Österreich-Hauses für die Olym-
pischen Spiele und den damit einhergehenden Mar-
ketingaktionen erreichen wir erstmals eine sehr brei-
te Öffentlichkeit weltweit“, berichtet Reinhard Weiss 

von Drexel und Weiss, Spre-
cher der Austrian Passivehouse 
Group (APG), zu der sich die 
fünf IG-Passivhaus-Unterneh-
men Drexel und Weiss, Sohm 
Holzbautechnik, Optiwin, In-
genieurbüro Reiner und die 
Werbe agentur zweiraum zusam-
mengeschlossen haben.
„Mehr als sechs Monate lang 
werden das Österreich-Haus 

BAU DER ZUKUNFT Das nächste Österreich-Haus bei 
den Olympischen Winterspielen 2010 in Kanada wird 
ein Passivhaus.

Aufbau des 
Österreich-Hauses 
als Passivhaus bei 

den Olympischen 
Winterspielen 2010 
in Whistler, Kanada

und die Botschaft, dass energieeffizientes Bauen 
die Zukunft ist, im Vorfeld und während der Olym-
pischen Spiele in den Medien präsent sein“, freut 
sich Projektkoordinator DI Erich Reiner. 

Passivhaus präsent Der ORF, der das Österreich-Haus 
gemeinsam mit dem Österreichischen Olympischen 
Comité (ÖOC) und der APG während der Spiele nut-
zen wird, rechnet mit einer Topquote von 1,4 Mio. 
Zuschauern pro Tag für ihre Übertragungen aus dem 
Olympiastudio im Österreich-Haus. „Und diese se-
hen damit auch jedes Mal die Logos der  Hauptko-
operationspartner und Inhalte zum Passivhaus im 
Hintergrund“, freut sich Erich Reiner. Die Anmode-
ration jeder ORF-Sendung aus dem Österreich-Haus 
zeigt das Haus mit einer drei mal zwei Meter großen 
Tafel, auf der „Österreich-Haus Passivhaus“ steht.

IV-Mitglieder als Partner Als österreichische Unter-
nehmen ist es den fünf Firmen der APG ein Anlie-
gen, auch den Mitgliedern der Industriellenvereini-
gung Österreich eine Bühne der Präsenz zu bieten. 
„Die Mitglieder der Industriellenvereinigung haben 
nun die einmalige Möglichkeit, Kooperationspartner 
für das Österreich-Haus zu werden, und die große 
Chance, die sich aus der Medienpräsenz im In- und 
Ausland bietet, für das eigene Unternehmen zu nut-
zen“, betont Reiner. Die APG lädt deshalb alle Mit-
glieder der Industriellenvereinigung ein, diesen 
Schritt zu unterstützen und sich als Hauptkoopera-
tionspartner zu engagieren. <

Kontakt Marketingleitung APG:
Markus Regensburger
Tel.: 0699/108 902 51 
Mail: m.regensburger @zweiraum.eu

Nähere Informationen unter 
 www.oesterreichhaus.at

SOZIALES Gemeinsam mit den Justizanstalten kann die Industrie nun 
Menschen auf ihrem Weg zurück in die Gesellschaft unterstützen. 
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WACHSTUM Was bringen höhere Steuerlasten wirklich? Im Rahmen einer Diskussionsrunde 
sprach sich die IV gegen Steuererhöhungen und für die drängenden Reformen aus.

Strukturelle Schwächen 
bedrohen den Aufschwung

Anlässlich einer von der IV und 
der Tageszeitung „Die Pres-

se“ organisierten Diskussion unter 
dem Titel „Durch Steuern steuern“ 
der Reihe „Aufbrüche“ betonte IV-
Generalsekretär Markus Beyrer die 
Ablehnung der Industrie gegen-
über Ideen, das Budget einnahmen-
seitig zu konsolidieren: „Es gibt 
nichts Wachstums- und Zukunfts-
feindlicheres als zu hohe Steuer-
lasten.“ Österreich sei ohnehin ein 
Hochsteuerland. Das Problem sei 
vor allem die „chronische struktu-
relle Schwäche Österreichs“. 

Reformen aufgeschoben In guten 
Zeiten habe man es verabsäumt, 
Budgetüberschüsse zu erzie len, 
und die seit Jahren notwendigen 
Reformen – Verwaltung, Pensi-
onen, Gesundheit, Bildung – wur-
den nicht einmal ansatzweise ange-
gangen. Nun dränge die Zeit, denn 
„jeder Prozentpunkt mehr struktu-
relles Budgetdefi zit bedeutet einen 
Viertelprozentpunkt weniger Wirt-
schaftswachstum“. Neben Beyrer 
nahmen auch der ehemalige Ver-
fassungsrichter und Ökonom Paul 
Kirchhof, Staats sekretär Andreas 

Schieder, Wirtschaftsmini-
ster Reinhold Mitterlehner 
sowie der Unternehmer Karl 
Bruckner (BDO Auxilia Treu-
hand GmbH) an der Diskus sion 
teil. <

IV-Präsident Sorger: 
„Polen ist für die 
heim  ische Wirtschaft von 
besonderer Wichtigkeit 
und wird positives 
Wachstum 
aufweisen.“

sprach sich die IV gegen Steuererhöhungen und für die drängenden Reformen aus.

In guten 
Zeiten habe man es verabsäumt, 
Budgetüberschüsse zu erzie len, 
und die seit Jahren notwendigen 
Reformen – Verwaltung, Pensi-
onen, Gesundheit, Bildung – wur-
den nicht einmal ansatzweise ange-
gangen. Nun dränge die Zeit, denn 
„jeder Prozentpunkt mehr struktu-
relles Budgetdefi zit bedeutet einen 
Viertelprozentpunkt weniger Wirt-
schaftswachstum“. Neben Beyrer 
nahmen auch der ehemalige Ver-
fassungsrichter und Ökonom Paul 
Kirchhof, Staats sekretär Andreas 

Schieder, Wirtschaftsmini-
ster Reinhold Mitterlehner 
sowie der Unternehmer Karl 
Bruckner (BDO Auxilia Treu-
hand GmbH) an der Diskus sion 
teil. <

NEWS

Anlässlich des Österreich-Besuchs des polnischen Vizepremierministers und Wirtschaftsministers 
Waldemar Pawlak fand im Haus der Industrie ein Treffen mit Spitzenvertretern der österrei-
chischen Industrie statt. Dabei überreichte Pawlak das Kommandeurkreuz des Verdienstor-
dens der Republik Polen an IV-Präsident Veit Sorger, als Zeichen der Anerkennung um dessen 
Verdienste und Einsatz für die ausgezeichneten Beziehungen beider Länder. In seinem Statement 
betonte Sorger die Wichtigkeit Polens für die heimische Wirtschaft. Nicht zuletzt aufgrund seiner 
Größe und wirtschaftlichen Dynamik – Polen wird vermutlich als einziges Land in Osteuropa ein 
positives Wirtschaftswachstum aufweisen – sei das Land ein besonders wichtiger Wirtschafts-
partner. „Heimische Betriebe zählen heute zu den ,Top Ten‘-Investoren und wir hoffen, dass in Zu-
kunft auch verstärkt polnische Unternehmen in Österreich investieren werden.“ Das Engagement 
der heimischen Unternehmen sei auf jeden Fall langfristiger Natur: „Wer im Aufschwung dabei ist, 
muss auch im Abschwung mitmachen, um im Aufschwung wieder dabei zu sein“, so Sorger.

Auszeichnung für langjährige Partnerschaft

V. l. n. r.: Mag. Dr. Karl Bruckner, Geschäftsführender Gesellschafter der BDO Auxilia Treuhand GmbH., Mag. Andreas Schieder, 
Staatssekretär im Finanzministerium, Prof. Dr. Dr. h. c. Paul Kirchhof, Bundesverfassungsrichter a.D., Direktor des Instituts für 
Finanz- und Steuerrecht, Universität Heidelberg, CR Michael Fleischhacker, „Die Presse“, Bundesminister Reinhold Mitterlehner, 
Obmann des ÖVP-Parlamentsklubs, IV-GS Markus Beyrer

IV-GS Markus 
Beyrer warnte 

vor zu hohen 
Steuerlasten.
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Bundestagung, 1031 ClubabendJUNGE INDUSTRIE

Die Herausforderungen der Zukunft werden die Generationen nur 
miteinander lösen können. Die aktuelle Krise macht eine neue 
Generationenpartnerschaft dringend notwendig.
Die Notwendigkeit einer ganzen Reihe von Strukturreformen, ob im Bereich 
der Verwaltung, der Bildung oder des Pensionssystems, ist in Österreich 
schon lange, viel zu lange, wohlbekannt. Die aktuelle internationale Finanz- 
und Wirtschaftskrise verstärkt die vorhandenen Schwierigkeiten aber noch. 
Die Arbeitslosigkeit steigt, die Steuereinnahmen sinken, das Budgetdefi zit 
gerät zunehmend aus dem Ruder. Dass die heimische Politik bei allen we-
sentlichen Reformvorhaben bisher versagt hat, ging schon immer zu Las-
ten der jungen und zukünftigen Generationen. So stecken wir Unmengen 
Geld in unser Bildungssys tem, der Output ist daran gemessen aber nach 
wie vor zu gering. Die Nachhaltigkeit des Pensionssystems ist schon länger 
stark gefährdet, viele Junge glauben gar nicht mehr daran, dass sie eines 
Tages eine nennenswerte staatliche Pension bekommen können.
Ein Problem war und ist in Österreich, dass konservierende Kräfte 
und Partikularinteressen meist mehr wiegen als gesamtstaatliche und 
-gesellschaftliche Überlegungen. Sei es die Blockadehaltung der Länder 
bei Reformen in Verwaltung, Gesundheit oder Bildung, sei es die unverant-
wortliche Politik der Seniorenvertreter, die die Lastenverteilung schamlos 
zu Ungunsten der Jungen zu verschieben droht. In dieser Situation wird die 
krisenbedingte Verschärfung zum Weckruf für alle. Für uns Junge muss 
es nun heißen, dass wir uns nicht mehr alles gefallen lassen dürfen. Wir 
müssen stets wachsam sein, ungerechte Lastenverteilungen aufdecken 
und aufzeigen. Gerade wir müssen auf einen neuen Stil, eine neue Verant-
wortung in der Politik pochen.
Denn klar ist, dass keine der großen Zukunftsherausforderungen von einer 
von Partikularinteressen geleiteten Politik gelöst werden kann. Ich werde 
mich deshalb als neue Bundesvorsitzende der Jungen Industrie insbeson-
dere den Themen „Zukunft der Bildung“ und „Zukunft der Altersversor-

gung“ als Eckpunkte einer neuen Generationenpartner-
schaft widmen. Lösungen möchte ich aber weniger im 

Gegeneinander, sondern im Miteinander suchen. In 
diesem Sinne rufe ich alle JI-Landesgruppen und 
-Mitglieder dazu auf, aktiv an zukunftsorientierten 
Lösungen mitzuarbeiten – packen wir es an! 
Solange man bereit ist, die Anliegen der jüngeren 

Generationen ernst zu nehmen, stehen wir als 
kooperationsbereiter Partner zur Verfügung. 
Unsere Hand ist ausgestreckt, nur annehmen 

muss sie wer anderer.

Herzlichst, Eure
Therese Mitterbauer
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Gemeinsam 
Verantwortung tragen

Der bisherige JI-Bundesvorsitzende Martin Ohne-
berg (CFO der Soravia Group AG) übergab nach 

zwei Amtsperioden die Stafette an Therese Mitter-
bauer (geschäftsführende Gesellschafterin der High-
tech Coatings GmbH). Die neue Bundesvorsitzende 
betonte die Wichtigkeit von mehr Verantwortungs-
bewusstsein in der Politik für das Allgemeinwohl. 
Das Bedienen von Partikularinteressen schade dem 
Gemeinwesen und gehe allzu oft zu Lasten der Jun-
gen: „Wenn die Interessen von einzelnen Gruppen 
von der Politik zu stark bedient werden, ist dies 
der erste Schritt in die Entsolidarisierung der Ge-
sellschaft. Das dürfen wir uns nicht mehr gefallen 
lassen.“ 

Gemeinsam in eine erfolgreiche Zukunft Dazu passte 
bereits das Thema der diesjährigen Bundestagung 
der JI: Unter dem Titel „Parallelwelten – Gemein-
sam in eine erfolgreiche Zukunft“ diskutierten die 
JI-Mitglieder mit namhaften Experten, wie etwa 
Bundesrat Efgani Dönmez, Pater Georg Sporschill 
und Unternehmer Ali Rahmini, über die Parallel-
welten „Jung vs. Alt?“, „Arm vs. Reich?“ und „In- 
vs. Ausländer?“. Zu den einzelnen Konfl iktfeldern 

Generationenw echsel und -gerechtigkeit
BUNDESTAGUNG Die Junge Industrie hat eine 
neue Bundesvorsitzende: Therese Mitterbauer 
will vor allem die Zukunft der Bildung und der 
Altersversorgung als wesentliche Eckpunkte 
der Generationenpartnerschaft thematisieren.

dere den Themen „Zukunft der Bildung“ und „Zukunft der Altersversor-
gung“ als Eckpunkte einer neuen Generationenpartner-

schaft widmen. Lösungen möchte ich aber weniger im 
Gegeneinander, sondern im Miteinander suchen. In 

diesem Sinne rufe ich alle JI-Landesgruppen und 
-Mitglieder dazu auf, aktiv an zukunftsorientierten 
Lösungen mitzuarbeiten – packen wir es an! 
Solange man bereit ist, die Anliegen der jüngeren 

Generationen ernst zu nehmen, stehen wir als 
kooperationsbereiter Partner zur Verfügung. 
Unsere Hand ist ausgestreckt, nur annehmen 

muss sie wer anderer.

Herzlichst, Eure
Therese Mitterbauer
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„Sich selbst keine Grenzen setzen“

Christiane Wenckheim war als 
Marketingmanagerin seit 1997 am 
Relaunch der Marken Ottakrin-

1031-CLUBABEND Christiane Wenckheim, Vorstandsmitglied der 
Ottakringer Brauerei, erläuterte den 1031-ern, welche Fähigkeiten und 
Charaktereigenschaften von Unternehmerinnen und Unternehmern für 
den wirtschaftlichen Erfolg ausschlaggebend sind.

WEB-TIPP
Infos und Termine der 
gruppe1031 unter 

  www.gruppe1031.at 

Generationenw echsel und -gerechtigkeit
wurden gemeinsam innovative Lösungsansätze erar-
beitet. Im Bereich der Generationengerechtigkeit – 
die demografi sche Verschiebung droht die langfris-
tige Finanzierbarkeit des Pensionssystems zu ge-
fährden – wurde unter anderem ein Generationen-
vertrag NEU gefordert. Dabei sollte etwa eine poli-
tisch unabhängige Pensionsagentur geschaffen wer-
den, die ausschließlich aus Experten (jung und alt) 
bestehen sollte. Vorgeschlagen wurde zudem, für 

jeden Elternteil pro Kind eine zusätzliche, halbe 
Wählerstimme zuzuteilen, um die jüngeren Genera-
tionen zu stärken. Das Ziel der JI sei es, so die neue 
Bundesvorsitzende Mitter-
bauer, „bestehende Heraus-
forderungen gemeinsam zu 
lösen, und nicht einzelne 
Generationen gegeneinan-
der auszuspielen.“ <

WEB-TIPP
Mehr Informationen zur JI-Bundestagung 09:

  www.jungeindustrie.at

ger, Gold Fassl und NULL Komma 
Josef beteiligt. Sie will Ottakringer, 
bereits jetzt die zweitgrößte Privat-
brauerei in Öster reich, unter der 
Vision der „erfrischendsten Braue-
rei Öster reichs“ zur innovativsten 
Brauerei des Landes weiterentwi-
ckeln. Für den ökonomischen Er-
folg sei vor allem die richtige Per-
sönlichkeit und Einstellung ent-
scheidend, so Wenckheim.

Bild l.: Therese Mitterbauer übernimmt den Vorsitz von Martin Ohneberg (2. v. l.)  in der JI-Bundesorganisation, bei der JI 
Oberösterreich löst Christoph Merckens (r.) Stefan Kubinger ab. Bild r.: Dr. Roman Obrovski, Landesgeschäftsführer AMS OÖ, 
KR Viktor Sigl, Wirtschafts- und Jugendlandesrat, oö. Landesregierung, Mag. Dietmar Mascher, Chefredakteur-Stv. OÖ Nachrichten, 
Mag. Stefan Wallner, Generalsekretär Caritas Österreich, Mag. Georg Kapsch, Vorstandsvorsitzender Kapsch AG, IV-Wien-Präsident 

Unternehmer brauchen „Feuer“ So 
dürfe man „sich selbst keine Gren-
zen setzen“, eine Erkenntnis, wel-
che sie während eines Aufenthaltes 
in den USA gelernt habe. Ein er-
folgreicher Unternehmer brauche 
Engagement, „Feuer“ und die Be-
reitschaft, mitmachen zu wollen. 
Wenckheim ist daher bemüht, die 
„passenden Mitarbeiter“ für Otta-
kringer zu finden. Innerhalb des 
Unternehmens sei nicht zuletzt der 
gute Umgang der Mitarbeiter unter-
einander ein wichtiger Teil der „Ot-
takringer-Identität“. <

Die JI-Bundesta-
gung stand heuer 
unter dem Motto 
„Parallelwelten – 
Gemeinsam in 
eine erfolgreiche 
Zukunft“.




